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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Entwurf der Lohnsteuer-Richtlinien 2023 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 05. Juli 2022 den Entwurf 
der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Besteuerung des Arbeitslohns 
(Lohnsteuer-Richtlinien - LStR) 2023 veröffentlicht. 

Der Entwurf beinhaltet eine grundlegende Überarbeitung der Lohnsteuer-
Richtlinien, um diese an die aktuellen Entwicklungen in Form von Gesetzen, 
Gerichts- und Verwaltungsentscheidungen anzupassen. 

Im Hinblick auf die in den zurückliegenden Jahren stetig gewachsene Bedeutung 
von BMF- Schreiben enthält die Neufassung der Lohnsteuer-Richtlinien kaum 
echte Neuregelungen. Das Bundesministerium der Finanzen hat davon 
abgesehen, den Inhalt neuerer BMF-Schreiben in die Richtlinien zu übernehmen.  

Allerdings wurden diese teilweise an zwischenzeitlich ergangene BMF-Schreiben 
angepasst. Dies gilt insbesondere für die Richtlinien R 8.1 (Bewertung der 
Sachbezüge) und R 8.2 (Belegschaftsrabatte). Darüber hinaus beinhaltet die 
Neufassung zahlreiche redaktionelle wie sprachliche Änderungen. Ziel der 
Überarbeitung ist es auch, dass die Rechtsanwendung erleichtert wird. 

Das Vorhaben soll nach Kabinettbefassung und finaler Erörterung mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder in diesem Jahr abgeschlossen werden, 
damit die Änderungen ab dem 1. Januar 2023 Anwendung finden können. 

Fundstelle 

BMF, Mitteilung vom 05. Juli 2022. 

EU-Kommission: Befreiung lebensrettender Güter von Eingangsabgaben 
und Mehrwertsteuer (Ukraine) 

Die Kommission hat am 01. Juli 2022 beschlossen, die Einfuhr von 
Lebensmitteln, Decken, Zelten, Stromgeneratoren und anderen lebensrettenden 
Ausrüstungsgegenständen, die für vom Krieg betroffene Ukrainerinnen und 
Ukrainer bestimmt sind, vorübergehend von Eingangsabgaben und 
Mehrwertsteuer zu befreien. 

Die Maßnahme gilt rückwirkend ab dem 24. Februar 2022 und bis zum 31. 
Dezember 2022. 

Hintergrund 

Die geltenden EU-Rechtsvorschriften umfassen Instrumente, die ausnahmsweise 
für die Unterstützung von Katastrophenopfern eingesetzt werden können, wie nun 
angesichts des Kriegs in der Ukraine. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Lohnsteuer/BMF_Schreiben_Allgemeines/2022-07-05-entwurf-lstr-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Lohnsteuer/BMF_Schreiben_Allgemeines/2022-07-05-entwurf-lstr-2023.html?cms_pk_kwd=05.07.2022_Entwurf+der+allgemeinen+Verwaltungsvorschrift+zur+Besteuerung+des+Arbeitslohns+Lohnsteuer-Richtlinien+-+LStR+2023&cms_pk_campaign=Newsletter-05.07.2022
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Das Zollrecht der EU (Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 des Rates) sieht die 
Möglichkeit der zollfreien Einfuhr von Waren vor, die für Katastrophenopfer 
bestimmt sind. Sie kann von staatlichen Organisationen und anerkannten 
Organisationen der Wohlfahrtspflege genutzt werden. Voraussetzung hierfür ist 
ein Beschluss der Kommission, den sie auf Antrag der betroffenen 
Mitgliedstaaten fasst. 

Entsprechende Bestimmungen für die Befreiung der Einfuhr bestimmter 
Gegenstände von der Mehrwertsteuer finden sich auch im Mehrwertsteuerrecht 
der EU (Richtlinie 2009/132/EG des Rates). 

Geltungsbereich  

Die Befreiung von Eingangsabgaben und Mehrwertsteuer gilt für Waren, die 
eingeführt werden von: 

• staatlichen Organisationen (öffentlichen Einrichtungen und 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts, einschließlich 
Krankenhäusern, Regierungsorganisationen, Regionalregierungen, 
Gemeinden/Städten usw.) und 

• Organisationen der Wohlfahrtspflege, die von den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten anerkannt wurden. 

Der Beschluss der Kommission ergänzt die im April verabschiedeten neuen 
MwSt-Vorschriften, die es den Mitgliedstaaten ermöglichen, die einschlägige 
Steuerbefreiung auf inländische Lieferungen von Gegenständen und 
Dienstleistungen, einschließlich Spenden, zugunsten von Katastrophenopfern 
auszuweiten. 

Fundstelle 

EU-Kommission, Pressemitteilung vom 01. Juli 2022.   

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32009R1186
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32009L0132
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_6608
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_6608
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_4235


4 

Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 07. Juli 2022 

 
 
Der Erwerber eines erbschaftsteuerrechtlich begünstigten 
Familienheims ist aus zwingenden Gründen an dessen Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken gehindert, wenn die Selbstnutzung objektiv 
unmöglich oder aus objektiven Gründen unzumutbar ist. 
Zweckmäßigkeitserwägungen reichen nicht aus. 
 
Gesundheitliche Beeinträchtigungen können zwingende Gründe 
darstellen, wenn sie dem Erwerber eine selbständige 
Haushaltsführung in dem erworbenen Familienheim unmöglich 
machen. 
 
Zum Urteil 
 
Siehe auch Pressemitteilung 
 
 
Ein Anteil am Vermögen der Gesamthand i.S. des § 6 GrEStG 
kann auch über eine mehrstöckige Beteiligung vermittelt werden. 
 
Bei Treuhandverhältnissen ist der Anteil am Vermögen der 
Gesamthand dem Treuhänder zuzurechnen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ist an einem Kapitalgesellschaftsanteil ein Nießbrauch bestellt, der 
dem Nießbrauchberechtigten lediglich einen Anspruch auf den mit 
der Beteiligung verbundenen Gewinnanteil einräumt, ohne dass 
dieser wesentliche Verwaltungsrechte, insbesondere die 
Stimmrechte, ausüben und im Konfliktfall effektiv durchsetzen 
kann, sind die Kapitaleinnahmen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 
EStG ertragsteuerlich weiterhin dem Anteilseigner zuzurechnen. 
Ist in diesem Fall die Anteilseignerin des nießbrauchbelasteten 
Kapitalgesellschaftsanteils eine Kapitalgesellschaft, kann die 
direkte Auszahlung der Ausschüttungen an den 
Nießbrauchberechtigten zu einer mittelbaren vGA führen, wenn es 
sich beim Gesellschafter der anteilseignenden Kapitalgesellschaft 
und beim Nießbrauchberechtigten um einander nahestehende 
Personen handelt. 
 
Zum Urteil 
 

Urteil II R 18/20: 
Beendigung der 
Selbstnutzung eines 
Familienheims 

 
 
 
  01. Dezember 202 
 

Urteil II R 16/20:  
Keine Zurechnung 
eines Anteils am 
Gesamthandsvermöge
n aufgrund einer 
Treuhandabrede 
 
 
 
 
12. Januar 2022 
 

 

 Urteil VIII R 29/18: 
Mittelbare vGA im 
Zusammenhang mit 
nießbrauchbelasteten 
GmbH-
Geschäftsanteilen. 
(Inhaltsgleich mit 
BFH-Urteil VIII R 
30/18) 
 
 
14. Februar 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/erbschaftsteuerbefreiung-fuer-ein-familienheim
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210107/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210110/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 19/20 vom 05. April 2022:  
Veräußerung von Kapitalgesellschaftsanteilen des Privatvermögens: Kein 
Veräußerungsverlust wegen Ansatzes des gemeinen Werts der Anteile bei 
Absenkung der Wesentlichkeitsschwelle 
 
Zum Urteil 
 
 
Urteil VI R 33/19 vom 08. März 2022: 
Erlass eines Haftungs- und Nachforderungsbescheids nach Abschluss eines 
Insolvenzplanverfahrens 
 
Zum Urteil 
 
 
Urteil vom 14. Februar 2022, VIII R 30/18: 
Inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 14.02.2022 VIII R 29/18 - Mittelbare vGA im 
Zusammenhang mit nießbrauchbelasteten GmbH-Geschäftsanteilen 
 
Zum Urteil 
 
 
Urteil vom 19. Januar 2022, X R 32/20: 
Nachträgliche Geltendmachung des Wahlrechts auf einen 
Sonderausgabenabzug nach § 10a EstG 
 
Zum Urteil 
 
Urteil II R 44/18 vom 01. Dezember 2021 
Zurechnung von Grundstücken einer Untergesellschaft 
 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Zuordnungsentscheidung eines gemischt genutzten Gegenstandes zum 
Unternehmen 
Für die Dokumentation der Zuordnung zum Zwecke eines Vorsteuerabzugs ist 
keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich. Liegen 
innerhalb der Dokumentationsfrist objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine 
Zuordnung vor, können diese der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf der Frist 
mitgeteilt werden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) aufgrund des Ergebnisses 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210112/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210109/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210111/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210113/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210106/
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zweier vorausgegangener Vorabentscheidungsersuchen an den Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) entschieden. 
Hintergrund 
Im Streitfall XI R 29/21 (XI R 7/19) erwarb der Kläger in 2014 (Streitjahr) eine 
Photovoltaikanlage. Den seit September 2014 erzeugten Strom verbrauchte er 
teilweise selbst, teilweise speiste er ihn in das Stromnetz eines Netzbetreibers (X) 
ein. Finanzamt und Finanzgericht lehnten das Ansinnen des Klägers ab, er habe 
bereits mit Abschluss des Einspeisevertrags im September 2014 seine 
Zuordnungsentscheidung nach außen dokumentiert. 
Der Fall XI R 28/21 (XI R 3/19) betraf die Zuordnung eines in Bauplänen mit 
"Arbeiten" bezeichneten Zimmers zum Unternehmen und die Geltendmachung 
des damit zusammenhängenden anteiligen Vorsteuerabzugs für 2015. Erstmals 
im September 2016 machte der Kläger für die Errichtung dieses Zimmers anteilig 
den Vorsteuerabzug geltend. Finanzamt und Finanzgericht vertraten die 
Auffassung, eine zeitnahe Dokumentation der Zuordnungsentscheidung liege nur 
vor, wenn sie bis zum 31. Mai des Folgejahres dem Finanzamt gegenüber 
abgegeben werde. Die Planungsunterlagen seien keine hinreichende 
Dokumentation der Zuordnungsentscheidung. 
Da für den BFH zweifelhaft war, ob ein Mitgliedstaat eine Ausschlussfrist für die 
Zuordnung zum Unternehmensvermögen vorsehen darf, hatte er zur weiteren 
Klärung den EuGH um Vorabentscheidung gebeten. Der EuGH entschied in den 
beiden verbundenen Rechtssachen (siehe hierzu unseren Blogbeitrag vom 14. 
Oktober 2021), dass einem Unternehmen der Vorsteuerabzug zwar grundsätzlich 
verweigert werden darf, wenn bestimmte Fristen nicht eingehalten werden. Der 
BFH müsse prüfen, ob die fragliche Ausschlussfrist, d. h. der 31. Mai des Jahres, 
das auf das Jahr folgt, in dem die Zuordnungsentscheidung getroffen wurde, im 
Hinblick auf das Ziel der Wahrung des Grundsatzes der Rechtssicherheit 
verhältnismäßig ist. 
Schlussurteile des BFH 
Der BFH hat nun in beiden Fällen der Revision der Kläger stattgegeben. 
Im Streitfall XI R 29/21 (XI R 7/19) bestand ein Zuordnungswahlrecht des Klägers, 
da er den von der Photovoltaikanlage erzeugten Strom teilweise steuerpflichtig an 
X geliefert und teilweise für private Zwecke verbraucht hat. Steht nach außen hin 
und anhand objektiver Anhaltspunkte, die innerhalb der Zuordnungsfrist 
erkennbar geworden sind, fest, dass der Steuerpflichtige einen Gegenstand dem 
Unternehmen zugeordnet hat, ist es entgegen dem Urteil des Finanzgerichts nicht 
zusätzlich erforderlich, dass er die erfolgte Zuordnung der Finanzverwaltung 
innerhalb dieser Frist mitteilt. Die so verstandene Frist sieht der BFH auch als 
verhältnismäßig an. Dem Steuerpflichtigen werde dadurch der Vorsteuerabzug 
weder praktisch unmöglich gemacht noch übermäßig erschwert, weil er nach der 
ständigen Rechtsprechung des EuGH ohnehin beim Erwerb wählen muss, ob er 
als Steuerpflichtiger handelt und dies eine materielle Voraussetzung für den 
Vorsteuerabzug ist. 
Entsprechend hat der BFH im teilweise inhaltsgleichen Urteil im Streitfall XI R 
29/21 (XI R 7/19) entschieden. Für eine Zuordnung zum Unternehmen kann bei 
Gebäuden die Bezeichnung eines Zimmers als Arbeitszimmer in 
Bauantragsunterlagen jedenfalls dann sprechen, wenn dies durch weitere 
objektive Anhaltspunkte untermauert wird. Insbesondere, wenn der Unternehmer 
für seinen Gerüstbaubetrieb einen Büroraum benötigt, er bereits in der 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228720/eugh-zum-vorsteuerabzug-bei-nicht-rechtzeitigem-ausueben-des-zuordnungswahlrechts/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228720/eugh-zum-vorsteuerabzug-bei-nicht-rechtzeitigem-ausueben-des-zuordnungswahlrechts/
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Vergangenheit kein externes Büro, sondern einen Raum seiner Wohnung für sein 
Unternehmen verwendet hat und er beabsichtigt, dies in dem von ihm neu 
errichteten Gebäude so beizubehalten. Anhand der tatsächlichen Feststellungen 
des Finanzgerichts kann allerdings nicht entschieden werden, ob der Kläger die 
Zuordnung der Eingangsleistungen des Streitjahres zum Unternehmen 
rechtzeitig, d.h. bis zum 31. Mai des Folgejahres, "implizit" (konkludent) 
vorgenommen hat. Diese Feststellungen muss das Finanzgericht im zweiten 
Rechtsgang noch nachholen. Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts, so 
der BFH, könne sich aber aus den Bauplänen eine Zuordnung ergeben, sofern zu 
den Bauplänen weitere Umstände hinzutreten. 
Fundstelle 
BFH, Urteile vom 4. Mai 2022 XI R 29/21 (XI R 7/19) und teilweise inhaltsgleich XI 
R 28/21 (XI R 3/19), beide veröffentlicht am 30. Juni 2022. 
 
Festsetzung Solidaritätszuschlag ab VZ 2020 verfassungsgemäß? 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat in einem aktuellen Urteil entschieden, 
dass die Festsetzung eines Solidaritätszuschlags ab dem Veranlagungszeitraum 
2020 weiterhin verfassungsgemäß. 
Sachverhalt 
Streitig war, ob die Festsetzung eines Solidaritätszuschlags ab dem 
Veranlagungszeitraum 2020 weiterhin verfassungsgemäß ist. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg wies die zulässige Klage der Kläger als 
unbegründet ab. 
Entgegen der Auffassung des beklagten Finanzamts sei die Klage zulässig, 
obwohl hinsichtlich der Frage, ob der Solidaritätszuschlag verfassungsgemäß sei, 
die Festsetzung vorläufig ergangen sei. 
Die beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) anhängigen Verfahren (Az. 2 BvR 
1505/20, 2 BvL 6/14 und 2 BvR 1421/19) könnten nach Auffassung des 
Finanzgerichts Baden-Württemberg unzulässig sein bzw. unterschieden sich vom 
Streitfall. 
Das beim BVerfG anhängige Verfahren 2 BvR 1505/20 richte sich unmittelbar 
gegen die gesetzliche Neuregelung des Solidaritätszuschlags. Der Rechtsweg sei 
im Gegensatz zum Streitfall nicht ausgeschöpft worden. Die Verfahren 2 BvL 6/14 
und 2 BvR 1421/19 beträfen weder Veranlagungszeiträume nach dem Auslaufen 
des Solidarpakts II noch die streitgegenständliche Gesetzesfassung des 
Gesetzes zur Rückführung des Solidaritätszuschlags (RückfSolZG) ab 
Veranlagungszeitraum 2021. Diese eröffne im Vergleich zu den vorherigen 
Gesetzesfassungen neue Streitfragen. 
Das Finanzgericht war nicht von der Verfassungswidrigkeit des 
Solidaritätszuschlags überzeugt und wies die Klage als unbegründet ab. Es 
berücksichtigte die Gesetzesbegründung zur Einführung des 
Solidaritätszuschlags als Ergänzungsabgabe (Ausgleich teilungsbedingter 
Sonderlasten), die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (verfassungsgemäße 
Festsetzung des Solidaritätszuschlags aufgrund der fiskalischen 
Ausnahmensituation infolge der Wiedervereinigung), das Auslaufen des 
Solidarpakts II mit Auswirkungen auf den Finanzausgleich seit 2020 sowie den 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210104/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210104/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  

Sinn und Zweck einer Ergänzungsabgabe (subsidiäres Finanzmittel zur 
Finanzierung eines aufgabenbezogenen Mehrbedarfs des Bundes), deren 
Aufkommen ausschließlich dem Bund zustehe. 
Die Ergänzungsabgabe beschränke sich auf Mehrbelastungen des Bundes. 
Die Gestaltungsfreiheit ermögliche die Wahl zwischen einer Ergänzungsabgabe 
und einer Steuererhöhung, solange die dem Bund und den Ländern zustehenden 
Steuern nicht ausgehöhlt werden. 
Die kassenmäßigen Steuereinnahmen sowie die Höhe des Solidaritätszuschlags 
belegten jedoch ein angemessenes Verhältnis. 
Entgegen den Ausführungen der Kläger müsse eine Ergänzungsabgabe weder 
befristet noch nur für einen kurzen Zeitraum erhoben werden. 
Dies gelte im Streitfall auch, obwohl eine verfassungsgemäß beschlossene 
Ergänzungsabgabe verfassungswidrig werden könne, wenn sich die für die 
Einführung maßgebenden Verhältnisse grundlegend änderten. Denn der 
wiedervereinigungsbedingte zusätzliche Finanzierungsbedarf des Bundes, z.B. im 
Bereich der Rentenversicherung, bestehe fort. Außerdem habe der Gesetzgeber 
„die konkrete fiskalische Ausnahmelage hinreichend deutlich erkennbar“ gemacht. 
Eine genaue Bezeichnung der zu finanzierenden Aufgaben in der 
Gesetzesbegründung, d.h. die Angabe einer detaillierten Zweckbestimmung, sei 
nicht erforderlich. Neue Aufgaben könnten hinzukommen, so z.B. die 
Finanzierung der Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und der 
Ausnahmesituation infolge des Ukraine-Konflikts. 
Dieser besondere Finanzbedarf könne zu berücksichtigen sein. Im Haushaltsplan 
könnte eine entsprechende Feststellung erfolgen. 
Auch die konkrete Ausgestaltung der Festsetzung des Solidaritätszuschlags ab 
Veranlagungszeitraum 2021 sei verfassungsgemäß. Freigrenzen und eine „sog. 
Milderungszone“ seien unter Beachtung der gesetzgeberischen 
Gestaltungsfreiheit und der zulässigen Verfolgung von Förderungs- und 
Lenkungszwecken aus sozialen Gründen zulässig. Diese Maßnahmen mit 
stärkerer Besteuerung höherer Einkommen entsprächen dem 
Leistungsfähigkeitsprinzip. Sie stellten nach der Gesetzesbegründung „zudem 
eine wirksame Maßnahme zur Stärkung der Arbeitsanreize, Kaufkraft und 
Binnenkonjunktur dar. Bürgerinnen und Bürger mit mittleren und niedrigeren 
Einkommen hätten eine deutlich höhere Konsumquote als Spitzenverdienende, 
d.h. sie seien typischerweise gezwungen, deutlich mehr von ihrem Einkommen 
für Güter und Dienstleistungen auszugeben.“ 
Im Übrigen sei bereits der Spitzensteuersatz gesenkt und ein Ausgleich 
geschaffen worden. In Bezug auf die Besteuerung von Kapitalerträgen gebe es 
eine sog. Günstigerprüfung, so dass diese Einkünfte entweder mit dem 
Abgeltungssteuersatz mit Festsetzung eines Solidaritätszuschlags in voller Höhe 
auf die Kapitalertragsteuer oder mit dem niedrigeren individuellen Steuersatz 
berechnet werden können. Außerdem sei die fehlende Einbeziehung von 
Körperschaften in die geplante Abschmelzung des Solidaritätszuschlags infolge 
der völlig anderen Tarifstruktur zulässig. 
Fundstelle 
Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 16. Mai 2022 (10 K 1693/21); siehe 
die Pressemitteilung des Finanzgerichts Nr. 4/22; die Revision ist beim BFH 
unter dem Az. IX R 9/22 anhängig. 

 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://finanzgericht-bw.justiz-bw.de/pb/,Lde/10355113/?LISTPAGE=2502777
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

 

 
 
 
 

 

Business Meldungen 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 05. Juli 2022 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
 
 

Terminplaner 
  
Best Practice Lösungen GTC 
Webinar, 28.07. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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